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Reith und Karrais: Mit Krisenvorsorge nach Kretschmanns Vorstellungen
sind wir schlecht vorbereitet

FDP zieht negative Bilanz zu Kretschmanns Plänen zukünftiger Krisenvorsorge.

Zur zweiten öffentlichen Anhörung des Ministerpräsidenten, Winfried Kretschmann, in der Enquete-
Kommission „Krisenfeste Gesellschaft“, zeigte sich Niko Reith, FDP-Obmann in der Enquete und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion, abermals enttäuscht:

„Die zweite Anhörung des Ministerpräsidenten in der Enquete-Kommission hat erneut gravierende
Zweifel an der Krisenvorsorgepolitik der Landesregierung aufgeworfen. Die vorgestellten Pläne und
Ansätze von Ministerpräsident Kretschmann lassen erkennen, dass eine effektive und umfassende
Krisenvorsorge nicht ausreichend gewährleistet ist.

Es ist bedauerlich, dass trotz der Dringlichkeit dieser Angelegenheit die vorgestellten Maßnahmen
unkonkret und lückenhaft bleiben. Die Sicherheit und das Wohlergehen unserer Bürgerinnen und Bürger
erfordern eine umfassende und gut durchdachte Krisenvorsorgepolitik, die auf verschiedene Szenarien
vorbereitet ist und die Lehren aus vergangenen Krisen und die Eigenverantwortung der Bürger
miteinbezieht.“

Weiter führte er aus: „Insbesondere die mangelnde Kommunikation der Ministerien in akuten
Krisensituationen wurde als besonders verbesserungswürdig identifiziert. Während der Corona-
Pandemie führten Defizite in der Verständlichkeit, Konsistenz und Zugänglichkeit von Informationen
wiederholt zu Verwirrung und Unsicherheit in der Bevölkerung. Unterschiedliche Regelungen und
Aussagen verschiedener Ministerien waren nicht immer klar miteinander abgestimmt. Fälle, in denen
wichtige Informationen unzureichend kommuniziert wurden, wie beispielsweise zu den verschiedenen
Phasen der Maßnahmenlockerungen oder zu den Antragsmodalitäten für staatliche Hilfsprogramme.
Diese Erfahrungen zeigen die dringende Notwendigkeit, die Kommunikationsstrategien der Regierung zu
überdenken und zu verbessern, denn es ist entscheidend, transparente und klare Informationen
bereitzustellen, um Verwirrung und Unsicherheit in der Bevölkerung zu vermeiden. Es wäre
wünschenswert, wenn auch Herr Kretschmann diese Lektion endlich gelernt hätte, anstatt ständig neue
Rechtfertigungen für sein Versagen zu finden.“ 

Daniel Karrais, ständiges Mitglied der Enquete und digitalpolitischer Sprecher der Fraktion, ergänzte:
„Angesichts der Herausforderungen, die sich während der Corona-Krise gezeigt haben ist es unerlässlich,
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die Handlungsfähigkeit des Staates und der öffentlichen Verwaltung in Krisensituationen zu stärken. Das
stärkt insgesamt das Vertrauen in den Staat und damit auch in die Demokratie. Die Erfahrungen aus der
Krise haben verdeutlicht, dass schnelle und flexible Maßnahmen notwendig sind, um angemessen auf
sich verändernde Situationen zu reagieren.

Entscheidend ist außerdem ein Fokus des politischen Handelns auf die Abkehr von klassischen Medien
hin zu sozialen Medien. Sowohl was den Einsatz Künstlicher Intelligenz betrifft, als auch die Frage, wie
mit Desinformation im Netz umgegangen werden soll, fehlen derzeit Antworten. Der Umgang mit
Desinformation muss wesentlicher Bestandteil der Cybersicherheitspolitik werden.“


